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Das Wichtigste in Kürze

Die Schweizer Bevölkerung altert, nicht zuletzt weil weniger Kinder geboren
werden. Trotz demographischer Alterung der Gesellschaft ist im Blick auf die
längerfristige Finanzierung der Altersvorsorge in der Schweiz, insbesondere
der AHV, keine Aufregung oder gar Panikmache am Platz. Gleichwohl besteht
Handlungsbedarf.
Aus ethischer Sicht ist dabei Folgendes zu beachten: Die Gestaltung der Gesell-
schaft hat sich grundsätzlich daran zu orientieren, dass allen die Teilnahme am
gesellschaftlichen Leben und die Teilhabe an gesellschaftlichen Einrichtungen
ermöglicht wird. Das bedeutet, dass auf die am meisten Benachteiligten zu
achten ist. Dies entspricht auch dem in der Bundesverfassung ausgedrückten
Selbstverständnis des Schweizer Volkes, das seine Stärke am Wohl der Schwa-
chen misst. Ein für alle förderliches Zusammenleben beruht auf dem Respekt
vor der Menschenwürde eines jeden Menschen. Dazu gehören auch Schwa-
che, weniger Leistungsfähige, Menschen mit einer Behinderung oder ältere,
hochbetagte sowie gebrechliche Menschen. 

Die Ausgestaltung der Altersvorsorge muss deshalb: 
• auf einer Wertschätzung des Alters basieren, 
• der Heterogenität (d. h. der Unterschiedlichkeit und Vielfältigkeit)

der Lebenslagen gerecht werden, 
• Sicherheit vermitteln,
• verlässlich und vorhersehbar sein, 
• den Kriterien der Leistungs-, Bedarfs- und Beteiligungsgerechtigkeit

genügen, 
• im Blick auf die gesamte Gesellschaft dem sozialen Zusammenhalt dienen.

Justitia et Pax kommt aus diesen Gründen zu folgenden Ergebnissen:
1. Da bei einer erheblichen Zahl von Rentnerinnen und Rentnern das Ein-

kommen zu einem grossen Teil aus der AHV besteht, sind Massnahmen
unbedingt zu vermeiden, die zu einem Abbau der Leistungen der AHV füh-
ren würden. So lehnen wir eine Aufhebung des Mischindexes zu Gunsten
eines Preisindexes oder eine verzögerte Anpassung der Renten ab.

2. Vielmehr ist die AHV im Sinn einer Grundsicherung zu stärken. Das bedeu-
tet auch, dafür zu sorgen, dass die AHV ihren in der Bundesverfassung fest-
geschriebenen Auftrag erfüllt, nämlich Existenz sichernd zu sein. Daher
spricht sich die Schweizerische Nationalkommission Justitia et Pax für eine
Anhebung der Minimalrente aus. Obwohl damit zu rechnen ist, dass auch
nach Anhebung der Minimalrente immer noch ein beträchtlicher Teil der
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betroffenen Rentnerinnen und Rentner auf Ergänzungsleistungen angewie-
sen sein wird, ist sie ein Bekenntnis dafür, am Recht auf eine Existenz
sichernde AHV festhalten zu wollen. Flankierend ist die Unterstützung mit-
tels Ergänzungsleistungen zu verbessern. 

3. Zur Stärkung der inter- und intragenerationellen Solidarität empfiehlt Justi-
tia et Pax die Einführung einer zweckgebundenen nationalen Erbschafts-
steuer mit einer entsprechenden Berücksichtigung kleiner und mittlerer
Vermögen, die zur (Mit-)Finanzierung der AHV erhoben wird. Diese soli-
darische Umverteilung ist sowohl eine Antwort auf die enorme ungleiche
Vermögensverteilung innerhalb der älteren Bevölkerung (vererbt wird ja
meist an jene, die auch bereits im Pensionsalter sind) als auch eine Entlas-
tung für die erwerbstätige Bevölkerung und dient folglich der Solidarität
zwischen den Generationen. Angesichts der bereits jetzt bestehenden Be-
lastung der erwerbstätigen Bevölkerung, insbesondere der Familien,
drängt sich eine rasche Einführung dieser Erbschaftssteuer auf.

4. Da die Alterungsprozesse individuell verlaufen, spricht sich Justitia et Pax
für eine Flexibilisierung des Rentenalters in beide Richtungen aus. Wer
insbesondere aus gesundheitlichen Gründen nicht bis zum ordentlichen
Rentenalter zu arbeiten vermag, soll seinen oder ihren Lebensabend in
Würde verbringen können, d. h. so weit abgesichert sein, dass eine Betei-
ligung an der Gesellschaft gewährleistet bleibt. Bei den anderen hingegen
sind Anreize zu setzen, dass sie über das Pensionsalter hinaus im Erwerbs-
leben verbleiben. Als konkrete Massnahme schlagen wir vor, nicht das
Rentenalter bei der AHV, sondern bei der 2. Säule heraufzusetzen. Auf alle
Fälle ist die Altersgrenze für den Vorbezug der zweiten Säule nach oben zu
verschieben. Die Anreize zum Vorruhestand für Besserverdienende
werden dadurch deutlich reduziert.

5. Das Wirtschaftswachstum als Ergebnis aus Beschäftigungs- und Produktivi-
tätswachstum ist die entscheidende Variable im Hinblick auf den Hand-
lungsspielraum, der angesichts der demographischen Entwicklung genutzt
werden kann. Daher gilt es, Rahmenbedingungen zu schaffen, die das
Wirtschaftswachstum befördern, das wir klar im Sinn der sozialen, ökono-
mischen und ökologischen Nachhaltigkeit verstehen. Politisch stellt
das eine Querschnittsaufgabe dar, ist also in verschiedenen Bereichen zu
realisieren.

6. Auch bei einem guten Wirtschafts- und Produktivitätswachstum ist eine
Finanzierungslücke bei der AHV zwischen 2025 und 2045 zu erwarten.
Um sie zu füllen, sollten aus Sicht von Justitia et Pax weitere Massnahmen
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ergriffen werden. Wir empfehlen eine zweckgebundene (und zeitlich
beschränkte) Erhöhung der Mehrwertsteuer. Eine solche betrifft alle Ge-
nerationen. Die Rentnerinnen und Rentner tragen so angesichts der zu er-
wartenden angespannten Finanzlage solidarisch zur Finanzierung ihrer
Rente bei. Bei Bedarf ist ergänzend noch an Umweltsteuern zu denken, die
zu einem Teil zweckgebunden für die AHV erhoben würden. Eine steuer-
liche Belastung des Faktors Umwelt würde den Faktor Arbeit entlasten, was
sich positiv auf die Beschäftigung wie auch die Umwelt auswirken würde.

Um die zu erwartende Finanzierungslücke bei der AHV, insbesondere
zwischen 2025 und 2045, abzufedern bzw. zu füllen, fordert Justitia et Pax
aus Gründen der Gerechtigkeit folgende Massnahmen:
• Erhöhung des Rentenalters in der 2. Säule, um die Anreize zum Vorruhe-

stand für Besserverdienende zu reduzieren,
• Förderung eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums,
• Einführung einer zweckgebundenen nationalen Erbschaftssteuer

bei grossen Vermögen,
• eine zweckgebundene (und zeitlich beschränkte) Erhöhung der

Mehrwertsteuer,
• Umweltsteuern, die zu einem Teil zweckgebunden für die AHV erhoben

werden.
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Einleitung

Auch in der Schweiz – wie im übrigen Europa – wird die Gesellschaft immer
älter. Gefährdet das unser Altersvorsorgesystem? Wie steht es mit der AHV
(Alters- und Hinterlassenenversicherung), wenn immer weniger Erwerbstätige
für immer mehr Rentnerinnen und Rentner aufkommen müssen? Die gegen-
wärtige Diskussion in der Öffentlichkeit vermittelt den Eindruck, dass diesbe-
züglich dringender Handlungsbedarf bestehe. Dementsprechend werden von
mancher Seite recht einschneidende Massnahmen wie beispielsweise die
Heraufsetzung des Rentenalters oder die Abschaffung des bisher verwendeten
Mischindexes gefordert. Doch ist das wirklich angemessen?
Die Schweizerische Nationalkommission Justitia et Pax (d. h. die Stabskom-
mission der Schweizer Bischofskonferenz zu sozial- und gesellschaftspoliti-
schen Fragen) ist sich bewusst: Die Alterung der Gesellschaft verändert die
Rahmenbedingungen für bestehende politische und soziale Arrangements.
Das erzeugt Unsicherheit. Diese Ausgangslage erfordert überlegtes Vorgehen,
zumal Entscheidungen über die weitere Gestaltung der Altersvorsorge länger-
fristiger Natur sind und je nach vorgeschlagener Massnahme einschneidende
Konsequenzen haben können.

Worauf stützt sich Justitia et Pax bei ihren Überlegungen? In Rückbindung an
unsere biblische und menschenrechtliche Tradition steht der Mensch im Zen-
trum der Überlegungen. Dabei geht es um die Würde und das Wohl jedes
einzelnen Menschen und zugleich um ein gedeihliches Zusammenleben und
den sozialen Zusammenhalt in einer Gesellschaft. Das bedingt, dass die Situa-
tion der am meisten Benachteiligten als Massstab genommen wird, was gut
biblisch und erst noch in unserer Bundesverfassung verankert ist. Alle genann-
ten Aspekte sind Ausdruck dessen, was es heisst, dem Menschen gerecht zu
werden.
Bei Sachfragen geht es nicht nur um das, was den Menschen gerecht wird, son-
dern ebenso um das, was dem Sachverhalt gerecht wird. Beides gehört
untrennbar zusammen. Was bedeutet das für die konkrete Vorgehensweise?
Justitia et Pax setzt sich dazu mit der Materie auseinander, konsultiert die vor-
handenen Studien usw. Sie unterscheidet sich aber insofern von vielen ande-
ren, als sie das mit Blick auf den einzelnen Menschen, insbesondere die am
meisten Benachteiligten, und mit Blick auf den gesellschaftlichen Zusammen-
halt tut. Das führt dazu, dass sie anders gewichtet und auch andere als die am
meisten diskutierten Massnahmen favorisiert. So legt sie den Schwerpunkt bei
der Altersvorsorge auf die AHV und schlägt zu deren Finanzierung alternative
Instrumente vor. Was das konkret beinhaltet und weshalb dem so ist, wird im
Folgenden in geraffter Form dargelegt. Eine ausführliche Herleitung und Be-
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gründung findet sich in der ungekürzten Version, die unter dem gleichen
Titel in Buchform beim Rüegger-Verlag publiziert wurde (ISBN-Nr.: xxx).

1. Zur Altersvorsorge in der Schweiz: Grundlagen,
Ziele und Reichweite des Systems

1.1 Grundlagen und Ziele

Das Schweizerische Altersvorsorgesystem basiert auf drei Säulen, was in
Art. 111 Abs. 1 der Schweizer Bundesverfassung festgehalten ist. Der Bund ist
dafür verantwortlich, dass die beiden Säulen AHV und berufliche Vorsorge
(BV) «ihren Zweck dauernd erfüllen können» (Art. 111 Abs. 2). Die AHV hat
die Aufgabe der Existenzsicherung (Art. 112), während die BV die Fortführung
des gewohnten bzw. eines angemessenen Lebensstandards ermöglichen soll
(Art. 113).

Bundesverfassung Art. 112 zur AHV: Die Renten haben den Existenzbedarf
angemessen zu decken.

Das Altersvorsorgesystem in der Schweiz ist so gestaltet, dass die Absicherung
im Alter im Verbund von solidarisch konzipierter Versicherungslösung und
verordneter (zweite Säule) sowie freiwilliger (Eigen-)Vorsorge (dritte Säule)
geschieht. 
Hinter der Einrichtung der AHV und deren Weiterentwicklung stehen haupt-
sächlich zwei Anliegen: die Altersarmut zu bekämpfen bzw. den Existenzbe-
darf im Alter zu sichern sowie einen gewissen Ausgleich herzustellen, der
dazu dient, die Partizipation aller an der Gesellschaft zu ermöglichen. Das wird
u.a. damit erreicht, dass die gesamte Wohnbevölkerung in der AHV erfasst ist
und ab 1. Januar nach vollendetem 17. Altersjahr (wenn jemand erwerbstätig
ist) bzw. vollendetem 20. Altersjahr (wenn jemand nicht erwerbstätig ist) dem
Einkommen entsprechend Beiträge leisten muss. Demgegenüber ist in der
zweiten Säule nur eine bestimmte Lohnhöhe obligatorisch erfasst, nämlich
jene, die zwischen der einfachen Maximalrente der AHV und dem Dreifachen
davon liegt und zudem von Arbeitnehmenden erzielt wird; Selbstständige
können sich freiwillig versichern.

Die AHV dient dazu:
• die Altersarmut zu bekämpfen,
• den Existenzbedarf im Alter zu sichern,
• die Partizipation der Rentnerinnen und Rentner an der Gesellschaft zu er-

möglichen. 
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1.2 Zur Finanzierung von AHV und beruflicher Vorsorge (BV)

Wie steht es mit der Finanzierung der Altersvorsorge? Bei der AHV kommt das
Umlageverfahren zur Anwendung, d. h. die zu einem bestimmten Zeitpunkt
eingenommenen Beiträge werden sofort an die Rentenberechtigten als AHV-
Rente ausbezahlt. Die Einnahmen stammen zu rund 70 % aus den AHV-Beiträ-
gen, der Rest von der öffentlichen Hand sowie einem Anteil der Mehrwertsteu-
er und Spielbanken-Steuern. Blickt man auf die Entwicklung der Einnahmen
in den letzten Jahren zurück, so zeigt sich, dass diese mit Ausnahme in Zeiten
der Rezession gereicht haben, die steigenden Ausgaben (!) zu bestreiten.

Die Einnahmen der AHV stammen zu rund 70 % aus den AHV-Beiträgen.
Bis anhin konnten damit auch die steigenden Ausgaben gedeckt werden!

Während die Einnahmen der AHV stark vom Wirtschaftswachstum abhängig
sind, ist das Leistungsvermögen der BV mit der auf den Kapitalmärkten erziel-
baren Performance verknüpft, die aber letztlich ebenfalls mit der Wirtschafts-
entwicklung zusammenhängt. Dass die langfristige Sicherung der Renten auch
in der BV ein Thema ist, zeigen die gegenwärtigen Diskussionen um Mindest-
zinssatz (Zinssatz, zu dem die Altersgutschriften in der BV verzinst werden)
und Umwandlungssatz (wird zur Berechnung der Mindestrente aus dem ange-
sparten Altersguthaben verwendet), die beide vom Bundesrat festgelegt
werden.

1.3 Zur Reichweite des Altersvorsorgesystems

Um abschätzen zu können, was das Altersvorsorgesystem zu leisten vermag,
muss man insbesondere wissen, welche Einnahmequellen zu welchem Anteil
zum Einkommen der Rentnerinnen und Rentner beitragen. Hierzu ein paar
Schlaglichter:
• Ab 1. Januar 2009 beträgt die Minimalrente der AHV (genauer: minimale

Vollrente) Fr. 1140.– für Einzelpersonen und die Maximalrente Fr. 2280.;
bei Ehepaaren ist die Maximalrente auf 150 % der Maximalrente für Einzel-
personen begrenzt und liegt bei Fr. 3315.– im Monat.

• Ein Drittel der Rentnerinnen und Rentner verfügen lediglich über eine
AHV-Rente. Bei den Männern waren das 2005 15,3 % der Rentner und bei
den Frauen 46,7 % der Rentnerinnen. Bildungsstand und Wohnort in der
Schweiz spielen ebenfalls eine Rolle.

• 65 % der Rentnerehepaare erhalten die Maximalrente von Fr. 3315.–
(Stand 2008) im Monat.

• Die AHV bildet für die Mehrheit der Rentnerinnen und Rentner die mass-
gebliche Einnahmequelle. In einer Studie zeigt sich, dass rund 65 % der
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befragten Personen im Rentenalter ein Bruttohaushaltseinkommen von
weniger als 4000 Franken haben. Der Anteil der AHV beläuft sich dabei je
nach Einkommenshöhe von knapp 80 % bis etwa 95 %. Eine neue Studie
kommt zu einem ähnlichen Befund. 

• Der Anteil der Pensionskassenrente ist vor allem bei einem Renteneinkom-
men zwischen 5000 und 9000 Franken sehr bedeutend.

• In den letzten Jahren bezogen rund 12 % der AHV-Rentnerinnen und -rent-
ner Ergänzungsleistungen (EL). Dabei handelt es sich zu 72 % um Perso-
nen, die nicht in einem Heim, sondern noch zu Hause wohnen.
Umstritten ist, wie hoch die Nicht-Bezugsquote anzusetzen ist. Die auf ent-
sprechenden Ermittlungen beruhenden Schätzungen gehen von 6 % bis zu
einem Drittel. Jedenfalls haben sich die EL als unverzichtbarer Bestandteil
der Altersvorsorge etabliert und dafür gesorgt, dass bei uns die Altersarmut
weitgehend verschwunden ist.

Einen Eindruck von Einkommenslage und Lebenssituation im Rentenalter
vermitteln folgende Fakten:
• Von jenen, die nach Erreichen des Pensionsalters noch erwerbstätig blei-

ben, macht das ein Drittel, um die karge Rente aufzubessern (unter ihnen
befinden sich nicht wenige Selbstständigerwerbende). Die anderen zwei
Drittel sind zwar finanziell gut gestellt, arbeiten aber aus anderen Motiven
weiter.

• Der weitaus grösste Teil derjenigen, die sich frühpensionieren lassen,
verfügen über eine gute BV. Hingegen machen das nur ganz wenige, die
keine BV haben.

• Der grösste Teil der Vermögen liegt in den Händen der Bevölkerung ab
55 Jahren, konzentriert sich da aber auf einen kleinen Teil.

• Menschen mit tieferen Einkommen erhalten nicht nur weniger Rente,
sondern beziehen sie auch weniger lange, weil sie früher sterben.

1.4 Ergebnis

• Die AHV ist für einen grossen Teil der Rentnerinnen und Rentner, mehr-
heitlich Frauen, höchst bedeutsam. Sie alle würden bei allfälligen Einspa-
rungen auf der Leistungsseite der AHV empfindlich getroffen. Zudem
wären deswegen Auswirkungen auf die EL und allenfalls auf die Sozial-
hilfe zu erwarten.

• Aufgrund der unterschiedlichen Lebenserwartung würde eine generelle
Rentenaltererhöhung die ohnehin schon Benachteiligten überproportio-
nal treffen.

• Was die Bundesverfassung bei der AHV und BV vorgibt, wird also nur
bedingt eingelöst.
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Fazit: An der AHV sind sicher keine Abstriche zu machen. Sie sollte im
Gegenteil für die unteren Renteneinkommen eher gestärkt werden.

2. Herausforderungen aufgrund der demografischen Entwicklung

2.1 Demografische Alterung

Die Gründe für die demografische Alterung sind folgende:
• Die Bevölkerung in der Schweiz lebt länger.
• Es werden weniger Kinder geboren. Die Schweiz hat eine der tiefsten

Geburtenraten, nämlich 1,4 Kinder pro Frau, während es für den Erhalt der
Bevölkerung 2,1 Kinder bräuchte.

2.2 Prognostizierte Bevölkerungsentwicklung in der Schweiz

Das Bundesamt für Statistik hat im Jahr 2006 Szenarien zur zukünftigen Bevöl-
kerungsentwicklung in der Schweiz publiziert. Meist wird das Szenario «Trend»
als Grundlage genommen. Dieses rechnet mit folgenden Entwicklungen:
• Das leichte Bevölkerungswachstum in der Schweiz setzt sich in den kom-

menden drei Jahrzehnten (bis 2036) fort und ist vor allem auf die anhal-
tende Zuwanderung zurückzuführen.

• Die Geburtenrate verharrt auf tiefem Niveau, wobei in der Tendenz eine
geringfügige Steigerung angenommen wird.

• 2036 werden nur noch 2,2 Erwerbspersonen einem Rentner/einer Rentne-
rin gegenüberstehen, während es heute knapp 4 sind. Nach 2036 ist wieder
mit einem leichten Absinken des Altersquotienten zu rechnen. Einerseits
sterben dann die Rentnerinnen und Rentner der so genannten «Babyboo-
mer»-Jahrgänge weg. Andererseits sollte sich die Geburtenrate – wenn auch
auf tiefem Niveau – stabilisiert haben. Demzufolge ist der grösste «Engpass»
betreffend Finanzierung der AHV für die Jahre 2025 bis 2045 zu erwarten.

• Die Erwerbsbevölkerung wird trotz vermehrter Beteiligung der Frauen am
Arbeitsmarkt ab 2019 abnehmen. Das Durchschnittsalter der Erwerbs-
bevölkerung wird weiter ansteigen.
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2.3 Möglichkeiten der Finanzierung der AHV aus volkswirtschaftlicher Sicht

Aus volkswirtschaftlicher Sicht kann man an verschiedenen Stellen ansetzen,
um den zu erwartenden Finanzierungsengpass zu überbrücken. Je nachdem
ergeben sich unterschiedliche Vor- und Nachteile.  Dabei handelt es sich um
folgende Lösungsansätze:
• Erhöhung der Lohnprozente
• Erhöhung der Mehrwertsteuer
• Verschuldung des Staates
• Leistungskürzung bei der AHV
• Heraufsetzung des Rentenalters
• Erhöhung der Beschäftigung
• Erhöhung der Produktivität
• Wirtschaftswachstum
• Zuwanderung

2.4 Soziale und gesellschaftliche Rahmenbedingungen, die zu beachten sind

Die volkswirtschaftliche Einschätzung der Lösungsansätze stellt einen wichti-
gen Gesichtspunkt dar, ist aber nicht losgelöst von möglichen Auswirkungen
auf bestimmte Bevölkerungsgruppen zu sehen. Darum ist die Kenntnis der
sozialen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen in die weiteren Überle-
gungen einzubeziehen.
• Zur Erwerbstätigkeit von Frauen: Die Erwerbsquoten von Frauen und

Männern gleichen sich an, d. h. bei den Männern ist eine Abnahme festzu-
stellen und bei den Frauen eine Zunahme. Die Gesamterwerbsquote
stagniert allerdings. Eine Entlastung auf der Einnahmenseite der AHV ist
nur zu erwarten, wenn die Beschäftigung der Frauen weiter steigt und die-
jenige der Männer nicht weiter abnimmt.

• Pluralisierung der Erwerbsbiografien: Die Erwerbsbiografien unterscheiden
sich der Tendenz nach immer mehr, was auf Unterbrüche und Phasen mit
prekären Beschäftigungsverhältnissen zurückzuführen ist. Das hat nicht
nur Auswirkungen auf die Altersvorsorge jedes und jeder Einzelnen, son-
dern auch auf die Beiträge an die AHV.

• «Arme sterben früher»: Die Lebenserwartung und damit auch die Dauer des
Rentenbezugs steht in einem direkten Zusammenhang mit Bildung, Berufs-
qualifikation und Einkommen.

• Unterschiedliche gesundheitliche Risiken des Arbeitens: Verschiedene
Erwerbsarbeiten, insbesondere wenn sie mit hartem körperlichem Einsatz
verbunden sind, lassen die Menschen vorzeitig altern. Die davon betroffe-
nen Berufsgruppen gehören aber gerade nicht zu jenen, die gut verdienen
und sich eine Frühpensionierung leisten könnten.
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Fazit: Ein differenzierter Blick auf die unterschiedlichen Facetten des demo-
grafischen Wandels verhindert eine Dramatisierung der Situation und bietet
die Chance, jenseits von Kürzungen auf der Leistungsseite auch noch ande-
re Lösungsperspektiven in den Blick zu bekommen. 

3. Menschenwürdig alt werden und Gerechtigkeit
in der Altersvorsorge

3.1 Menschenwürde ist altersunabhängig

Justitia et Pax lässt sich bei ihren Überlegungen vom Grundsatz leiten, dass die
Würde der Person Ausgangs- und Zielpunkt der Bestrebungen zur Gestaltung
der Gesellschaft sein muss. Dabei kommt jedem Menschen die gleiche Würde
zu, ungeachtet der Zugehörigkeit zu Ethnie, Geschlecht oder Religion und un-
abhängig vom Alter. Dies entspricht jüdisch-christlichem Verständnis und ist
auch in der UN-Menschenrechtsdeklaration so festgehalten.
Um dem Menschenrechtsschutz älterer und alter Menschen Achtung zu ver-
schaffen, verabschiedete die Generalversammlung 1991 die «UNO-Prinzipien
für ältere Menschen». Diese erteilen jeglicher Alters-Diskriminierung eine Ab-
sage und fordern insbesondere dazu auf, das im Internationalen Pakt über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte von 1966 verbriefte Recht auf
soziale Sicherheit (Art. 9), auf einen angemessenen Lebensstandard (Art. 11),
auf das für jeden erreichbare Höchstmass an körperlicher und geistiger Ge-
sundheit (Art. 12) und auf Teilnahme am kulturellen Leben (Art. 15) konkret
in die Praxis umzusetzen bzw. auf die Situation älterer und alter Menschen hin
anzuwenden.

«Ältere Menschen sollten die Möglichkeit haben, in Würde und Sicherheit
[...] zu leben.» (Art. 17 der UNO-Prinzipien für ältere Menschen)
Ältere Menschen sollten fair behandelt werden, unabhängig 
• von ihrem Alter und Geschlecht, 
• von der Rasse oder Ethnie, der sie angehören,
• davon, ob sie behindert sind,
und sie sollten Wertschätzung erfahren unabhängig davon, ob sie wirt-
schaftlich einen Beitrag leisten.
(gemäss Art. 18 der UNO-Prinzipien für ältere Menschen)
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3.2 Gerechtigkeit in der Altersvorsorge

Bei der Ausgestaltung der Altersvorsorge ist aus der Sicht von Justitia et Pax der
Grundsatz der sozialen Gerechtigkeit zu beachten. Diese beinhaltet die
Leistungs-, Bedarfs- wie die Beteiligungs- oder Partizipationsgerechtigkeit und
muss aus Gründen der Menschenwürde und Menschenrechte Geltung haben.
Die Verwirklichung der Beteiligungs- oder Partizipationsgerechtigkeit erfordert
die Realisierung der Teilnahme und Teilhabe aller an der Gesellschaft. Daraus
ergeben sich für die Ausgestaltung des Altersvorsorgesystems verschiedene
Konsequenzen. Beispielsweise beinhaltet das Kriterium der Beteiligung ver-
schiedene Aspekte: einen minimalen Ausgleich, sodass die Partizipation an
der Gesellschaft auch wirklich gewährleistet ist, und weiter eine Flexibilisie-
rung des Rentenbezugs, damit jene, die länger arbeiten können und wollen,
diese Möglichkeit wahrnehmen können, und jene, die aus gesundheitlichen
Gründen den Ruhestand bereits früher brauchen, diesen auch im Sinn eines
würdigen Lebensabends zugesprochen bekommen.

Eine gerechte Ausgestaltung der Altersvorsorge hat ebenfalls der Generationen-
gerechtigkeit zu genügen. Was im Grundsatz unbestritten ist, wird aber im Kon-
kreten unklar. Was beinhaltet das genau und wie ist das zu messen? Das hier-
zu verwendete Instrument der Generationenbilanzierung betrachtet beispiels-
weise nur die Finanzflüsse zwischen Individuum und Staat und wird den üb-
rigen intergenerationellen Transfers nicht gerecht. So erbringen viele im
Familienkreis oder näheren Umfeld Dienstleistungen oder finanzielle Zuwen-
dungen, die als bedeutend einzustufen sind. Nicht zu vergessen sind die Vor-
leistungen, die die Rentnergeneration erbracht hat, nämlich Kinder aufzuzie-
hen und ihnen eine Ausbildung zu ermöglichen. Zudem hinterlässt sie der
nächsten Generation Wirtschaft und Infrastruktur, auf der Letztere aufbauen
kann.
Die Frage nach der Generationengerechtigkeit legt den Fokus auf die Vertei-
lung zwischen den Generationen und unterstellt dabei unausgesprochen
mehr oder weniger homogene Bevölkerungssegmente (die «Jungen», die
«Alten»). Das trifft aber keineswegs zu. Deswegen gilt es ebenso, die Verteilung
innerhalb der Generationen in den Blick zu bekommen, weil da enorme Un-
terschiede bestehen. Aufgrund der höchst ungleichen Vermögensverteilung
akzentuiert sich diese noch bei der Bevölkerung im Rentenalter. Diese soziale
Ungleichheit ist bei der Suche nach Lösungen einzubeziehen.

Gerechtigkeit in der Altersvorsorge schaut nicht nur auf die Verteilung
zwischen den Generationen, sondern ebenso sehr auf jene innerhalb der
Generationen.
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3.3 Leitlinien zur Altersvorsorge aus ethischer Sicht

Oberster Massstab für die Gestaltung der Altersvorsorge ist die Menschen-
gerechtigkeit. Das bedeutet, dass der Mensch im Zentrum stehen bzw. Aus-
gangs- und Zielpunkt der Überlegungen und Bestrebungen sein soll. Dazu
gehört die Sorge um den gesellschaftlichen Zusammenhalt, das Gemeinwohl.

Aus ethischer Perspektive müssen Lösungsvorschläge zur Sicherung der
Altersvorsorge folgenden Kriterien genügen:
• eine Wertschätzung des Alters zum Ausdruck bringen,
• die Teilhabe- und Teilnahmechancen aller (Generationen übergreifend 

wie in Bezug auf eine bestimmte Generation) gewährleisten, was nicht 
nur eine Frage der Rentenfinanzierung ist, sondern auch die Gesell-
schaftsgestaltung in einem breiteren Sinn umfasst und u.a. die Möglich-
keit der Partizipation an Erwerbsarbeit im Alter beinhaltet,

• der Heterogenität (bzw. Unterschiedlichkeit und Vielfältigkeit)
der Lebenslagen gerecht werden,

• Sicherheit vermitteln und in diesem Sinn verlässlich und vorhersehbar 
sein,

• den sozialen Zusammenhalt fördern.

Eine nüchterne, der Sachlichkeit verpflichtete Betrachtungsweise kommt zum
Schluss, dass bei der AHV inskünftig zwar mit einer Finanzierungslücke zu
rechnen ist, dass diese aber nicht hochzuspielen ist wie in der gegenwärtigen
Diskussion. So konzentriert sich die Herausforderung vor allem auf die Zeit-
spanne von 2025 bis 2045 und lässt Spielraum. Generell muss man sich im
Klaren sein, dass die Alterung der Gesellschaft etwas kostet, ob nun privat oder
staatlich organisiert vorgesorgt wird.

Die Alterung der Gesellschaft kostet, aber es besteht Spielraum zur
Gestaltung der Finanzierung der AHV.

4. Diskutierte Lösungsvorschläge

Die Massnahmen, die vorgeschlagen werden, um die AHV angesichts der
demografischen Alterung längerfristig sichern zu können, lassen sich grob in
zwei Kategorien einteilen. Die eine beinhaltet Massnahmen, die auf der Ein-
nahmenseite ansetzen, während die andere den Hebel gerade auf der anderen
Seite, nämlich bei den Ausgaben bzw. den Leistungen ansetzt. Diskutiert wird
dies auf wissenschaftlicher und vor allem politischer Ebene. Meist geht es
dabei nicht nur um einzelne Massnahmen, sondern um eine Kombination ver-
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schiedener Massnahmen. Je nach Interesse liegt das Gewicht mehr auf der Aus-
gaben- oder Einnahmenseite.

Zur Erhöhung der Einnahmen bei der AHV gibt es u. a. folgende Vorschläge: 
• Erhöhung der Mehrwertsteuer (ist nicht unumstritten, erhält aber unter 

bestimmten Bedingungen Zustimmung), 
• Erhöhung der Erwerbsbeteiligung bei den Frauen und der älteren Genera-

tion, was aber nach entsprechenden Rahmenbedingungen verlangt, oder 
• Förderung der Wirtschaft, weil diese der wichtigste Faktor in der «Gesamt-

rechnung» ist.
Zur Verminderung der Ausgaben (Leistungen) bei der AHV seien als Bei-
spiele genannt: 
• eine Erhöhung des Rentenalters, 
• die Abschaffung des Mischindexes oder 
• die Anpassung der Rente in einem grösseren zeitlichen Abstand.

5. Eckpunkte und Empfehlungen für eine gerechte Altersvorsorge
in der Schweiz

Ein Altwerden in Würde setzt voraus, dass auch ältere Menschen in bescheide-
nen Verhältnissen angemessene Chancen haben, sich weiterhin am gesell-
schaftlichen Leben zu beteiligen. Ihre Wohn-, Verpflegungs- und Betreuungs-
situation muss so sein, dass sie sich nicht ausgeschlossen fühlen und entspre-
chend ihren Fähigkeiten und Interessen am gesellschaftlichen Leben und
Fortschritt teilnehmen und teilhaben können.

Im Hinblick auf eine gerechte Altersvorsorge sind zwei zentrale Aspekte im
Auge zu behalten: 
1. Angesichts des demografischen Wandels reicht es nicht, sich nur auf die 

AHV zu konzentrieren, wie das in der politischen Diskussion geschieht. 
Vielmehr sind die finanziellen Herausforderungen für die verschiedenen 
Säulen der Altersvorsorge zu berücksichtigen.

2. Parallel dazu ist die aktuelle und zukünftige Situation älterer Menschen 
mit nur geringen Rentenansprüchen zu klären. Denn diese wären am 
stärksten von allfälligen Einschränkungen bei den Leistungen der AHV 
betroffen.

Wir schätzen die Lage folgendermassen ein: Die Alterung der Gesellschaft ist
langfristig nicht kostenneutral zu haben. Das Wirtschaftswachstum wird die
ungünstige Entwicklung des Verhältnisses zwischen Erwerbstätigen und Rent-
nerinnen und Rentnern und die Zunahme der Lebenserwartung nicht vollum-
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fänglich kompensieren können. Darum müssen bei der AHV insbesondere für
die Jahre nach 2020 weitere Finanzierungsmöglichkeiten geprüft werden,
sollen Einschränkungen auf der Leistungsseite – wie wir empfehlen – vermie-
den werden. 

Aus den genannten Überlegungen ergeben sich für uns folgende Eckpunkte
für eine gerechte Altersvorsorge:

5.1 Eckpunkte für eine gerechte Altersvorsorge

1. Stärkung der AHV für tiefe bis mittlere Einkommen
In modernen ausdifferenzierten Gesellschaften gibt es zahlreiche Risiken, die
später im Alter zu einer ungenügenden finanziellen Absicherung führen.
Prekäre Beschäftigungsverhältnisse, längere Phasen der Arbeitslosigkeit und
Teilzeitbeschäftigung stellen dabei die hauptsächlichen Ursachen dar.
Der bestehende Rechtsanspruch auf eine Existenz sichernde Altersvorsorge ist
Ausdruck einer humanen Gesellschaft. Um dies einzulösen, braucht es eine
Stärkung der AHV insbesondere für tiefe bis mittlere Einkommen, die darüber
hinaus keine oder keine nennenswerte weitere Absicherung besitzen. Das
muss vorrangige Option für politische Reformüberlegungen sein. Es geht also
nicht um einen generellen Ausbau der AHV, sondern um eine gezielte Förde-
rung der unteren Einkommen, ganz im Sinn des Existenzsicherungsauftrags
der AHV in der Verfassung.

Die AHV hat die Aufgabe, die Existenz im Alter zu sichern. Daraus folgt,
dass sie für tiefe bis mittlere Einkommen gestärkt werden muss.

2. Existenz sichernde Rente als Rechtsanspruch, nicht als Almosen!
Eine minimale, aber Existenz sichernde Altersvorsorge steht im Dienst der Be-
teiligungsgerechtigkeit und ist daher keineswegs als Almosen zu verstehen. Sie
ist Ausdruck der Achtung der Menschenwürde und damit ein ethisch und
rechtlich begründeter Anspruch.
Eine Existenz sichernde Altersvorsorge muss verlässlich und kalkulierbar sein.
Politische Diskussionen um Leistungsabbau, insbesondere bei der AHV,
gefährden aber das Vertrauen in das bestehende System der Altersvorsorge.
Das trifft vor allem den unteren und mittleren Einkommensbereich, bei dem
die AHV das grösste Gewicht in der Altersvorsorge hat.

Eine Existenz sichernde Rente stellt einen Rechtsanspruch dar. Darum ist
zur  Einrichtung der AHV Sorge zu tragen.
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3. Flexibles Rentenalter für alle
Das Altern ist heute so individuell wie das Erwerbsleben auch. Die Zunahme
der Lebenserwartung darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass die physische
und psychische Befindlichkeit von Menschen, die dem Ende des Erwerbs-
lebens entgegensehen, sehr unterschiedlich ist. Aus diesem Grund ist eine
Flexibilisierung des Rentenalters nach oben und nach unten angezeigt. 

Die Forderung nach einer generellen Erhöhung des Rentenalters, was insbe-
sondere für die 12. AHV-Revision in Aussicht gestellt ist, lässt unter dem
Gesichtspunkt der Gerechtigkeit zentrale Aspekte unberücksichtigt. So lange
gilt, «Arme sterben früher», und der gesundheitliche Verschleiss vor allem bei
den Niedrigeinkommensbeziehern deutlich höher ist, führt eine generelle
Heraufsetzung des Rentenalters zu einer weiteren Benachteiligung dieser Be-
völkerungsgruppen. Aufgrund finanzieller Beschränkungen besteht für sie die
Alternative eines Vorruhestands bereits heute nur sehr beschränkt. Eine unter
Gerechtigkeitsaspekten angemessene Reform der Altersvorsorge/AHV muss
diese Benachteiligungen mit berücksichtigen und einen Vorruhestand
möglichst sozialverträglich organisieren. Im Einzelfall wäre beispielsweise zu
prüfen, ob die betroffene Person noch in der Lage ist, reduziert zu arbeiten,
oder ob eine Weiterarbeit generell nicht mehr in Frage kommt. Bei einer redu-
zierten Weiterarbeit bräuchte es von Arbeitgeberseite dafür entsprechende
Angebote. 

Mit Blick auf eine nachhaltige Finanzierung der AHV angesichts der demogra-
fischen Herausforderungen und die Möglichkeit einer selbstbestimmten, sinn-
vollen Lebensgestaltung plädieren wir für verstärkte Anstrengungen, um eine
Beschäftigung über das offizielle Rentenalter hinaus zu ermöglichen. Daraus
folgt ebenfalls, dass unter demografischen Gesichtspunkten der Vorruhestand
nicht generell gefördert werden darf, für untere Einkommensbezieher sollte er
als Möglichkeit verbessert werden. Die Ausgestaltung entsprechender Anreiz-
strukturen für eine Weiterarbeit bleibt insbesondere für untere Einkommens-
und Rentenklassen eine politische Herausforderung.

Flexibilisierung ist nicht kostenneutral, sie bleibt aber ein Gebot der Gerechtig-
keit. Allerdings kann mit der Heraufsetzung des gesetzlichen Rentenalters für
Frauen auf 65 ein Grossteil der Flexibilisierungskosten durch den Vorruhe-
stand kompensiert werden. Damit wäre die Angleichung des Rentenalters für
beide Geschlechter aber kein Beitrag mehr zur Lösung der prognostizierten
Finanzierungsprobleme bei der AHV angesichts der demografischen Heraus-
forderung.
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Da der Alterungsprozess bei den Menschen unterschiedlich verläuft, 
braucht es eine Flexibilisierung des Rentenalters nach unten wie nach oben.

4. Eine gerechtere Altersvorsorge ist möglich
Die aktuell vorliegenden Szenarien zur Bevölkerungsentwicklung in der
Schweiz bieten wenig Grundlage für eine Dramatisierung der Situation. Frühe-
re Szenarien noch aus dem Jahre 2000 hatten die Dynamik der Zuwanderung
unterschätzt, aktuellere Zahlen aus der Bevölkerungsstatistik zeichnen ein
weniger dramatisches Bild. Dies bedeutet allerdings nicht, dass kein Hand-
lungsbedarf besteht.
Aufgrund der absehbaren demografischen Entwicklung nimmt der Finanz-
bedarf der AHV in den kommenden Jahren deutlich zu, wobei der Bedarf in
den Jahren 2025 bis 2045 am höchsten sein wird. Wenn ab dem Jahr 2036
statistisch gesehen einer Rentnerin/einem Rentner nur noch 2,2 Erwerbs-
personen gegenüberstehen (und nicht mehr 4, wie das heute der Fall ist), sind
daraus nicht bereits konkrete Massnahmen abzuleiten wie beispielsweise die
allenthalben propagierte Rentenaltererhöhung. Denn weitere Faktoren wie
Wirtschaftswachstum, Produktivitätsentwicklung und Ausweitung der Be-
schäftigung haben einen bedeutenden Einfluss und müssen daher berücksich-
tigt werden. Sie sind entscheidend für den Handlungsspielraum zur Anpas-
sung der Altersvorsorge, insbesondere der AHV, an die Herausforderungen der
demografischen Alterung. Je nach Annahme bewegen sich die zu erwarten-
den zusätzlichen Kosten zwischen weniger als einem MWST-Äquivalenzpunkt
und drei bis fünf MWST-Äquivalenzpunkten.

Aus der Perspektive der Gerechtigkeit ist zu berücksichtigen, dass Vorschläge,
die Einschränkungen auf der Leistungsseite der AHV haben, die Funktion der
Existenzsicherung der AHV weiter schmälern und aufgrund der zentralen
Rolle der AHV bei den unteren Renteneinkommen zu weiteren Benachteili-
gungen bei diesen Bevölkerungsgruppen führen würden. Leistungseinschrän-
kungen sind nicht nur im Hinblick auf die von ihnen verursachten Benachtei-
ligungen problematisch, sondern auch wegen der Kosten, die anderswo,
beispielsweise bei den Ergänzungsleistungen, anfallen. Zugleich stellen solche
Einschränkungen auf der Leistungsseite der AHV tief greifende Eingriffe dar,
die zudem längerfristig angelegt und angesichts der realen politischen Ent-
scheidungsprozesse in der Schweiz nicht leicht zu korrigieren sind. Das
System der Altersvorsorge selbst ist ja von der Idee her auf lange Frist angelegt,
um dadurch Sicherheit zu gewähren. Langfristig angelegte Massnahmen
bedürfen daher einer entsprechenden Rechtfertigung. Im Übrigen ist davon
auszugehen, dass Leistungseinbussen, die die heutige Erwerbsgeneration
entlasten, sie später in ihrer Rentenphase ebenfalls betreffen werden.
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Die demografische Entwicklung bietet keinen Anlass zur Dramatisierung.
Es besteht genügend Spielraum zur Anpassung der Altersvorsorge. Diese
muss den Grundsätzen der Gerechtigkeit genügen. Darum unterliegen
allfällige Einschränkungen bei der AHV einer entsprechenden Rechtferti-
gungspflicht.

5.2 Empfehlungen von Justitia et Pax

Auf dem Hintergrund der genannten Eckpunkte und mit Blick auf den sich
weiter vollziehenden demografischen Wandel ergeben sich für Justitia et Pax
folgende Empfehlungen für eine gerechte Altersvorsorge. Dabei steht für uns
die AHV im Zentrum.

5.2.1 Empfehlungen für eine nachhaltige Finanzierung

1. Förderung eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums
Der grösste Handlungsspielraum bei der Bewältigung der demografischen
Herausforderungen für die Finanzierung unserer Altersvorsorge, insbesondere
der AHV, ergibt sich aus dem Wachstum der Wirtschaft, worin sich Verän-
derungen bei Beschäftigung und Produktivität widerspiegeln. Deshalb muss es
vorrangig sein, alle Möglichkeiten zur Förderung dieses (qualitativ zu begrei-
fenden!) Wachstums auszuschöpfen. Wir empfehlen deshalb, diesen Aspekt
des Wirtschaftswachstums nicht nur im unmittelbaren Bereich der Wirtschafts-
politik, sondern auch in anderen Politikbereichen – beispielsweise bei der
Bildung, der Umwelt, der Gesundheit, der Zuwanderung und Integration, um
nur die wichtigsten zu nennen – stärker zu berücksichtigen.

2. Heraufsetzung des Rentenalters in der 2. Säule
Statt einer generellen Erhöhung des gesetzlichen Rentenalters in der AHV
plädieren wir für eine Heraufsetzung des gesetzlichen Rentenalters in der
2. Säule. Damit würden einerseits die Anreize zum Vorruhestand für die Bes-
serverdienenden reduziert und andererseits die Unternehmen entlastet, weil
sich die Beiträge bei gleich bleibender Ansparsumme auf mehr Jahre verteilen.
Die untersten Rentnerhaushalte wären davon nicht oder nur wenig betroffen,
weil bei ihnen die Rentenansprüche aus der 2. Säule keine oder nur eine sehr
geringe Rolle spielen. Dieser Vorschlag belastet alle Rentnerinnen und Rentner
mit Ansprüchen aus der 2. Säule, aufgrund des relativen Gewichts die unteren
und mittleren Renteneinkommen wohl am meisten. Der Vorschlag ist deshalb
keine Ideallösung. Wir geben ihm aber gegenüber einer generellen Erhöhung
des Rentenalters in der AHV den Vorzug. Prinzipiell können daraus entstehen-
de Belastungen durch längeres Arbeiten kompensiert werden.
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Heute ist die gesetzliche Möglichkeit des Vorbezugs einer Rente aus der 2. Säu-
le bereits mit 58 Jahren gegeben. Diese Grenze müsste ebenfalls angehoben
werden. Dies verstehen wir als Minimalforderung, weil damit die Anreize für
den Vorruhestand für die besser Verdienenden reduziert werden. Beide Aspek-
te dieses Vorschlags – Heraufsetzung des gesetzlichen Rentenalters wie auch
der Möglichkeit des Vorbezugs – sind zwar nicht unmittelbar ein Beitrag zur
Entlastung der AHV, sie können aber über die reduzierten Anreize zum Vor-
ruhestand und via Beschäftigungseffekt auch eine Entlastung für die AHV nach
sich ziehen, zumal wenn höhere und hohe Einkommen bereits einen An-
spruch auf eine Maximalrente in der AHV haben.

Darüber hinaus könnte die Beitragsentlastung in der 2. Säule dafür benutzt
werden, um allenfalls die Lohnprozente für die AHV zu erhöhen, ohne dass
die Gesamtbelastung der Arbeit zunehmen würde.

3. Angleichung des Rentenalters beider Geschlechter
Trotz einer weiterhin unzureichenden Verwirklichung der Gleichstellung von
Frauen in der Arbeitswelt kann mit Blick auf die geringere Lebenserwartung
der Männer bei einer aber allgemein gestiegenen Lebenserwartung auch unter
Gerechtigkeitsgesichtspunkten eine Angleichung des Rentenalters für beide
Geschlechter (auf heute 65 Jahre) vertreten werden. Wir unterstützen diesen
Vorschlag insbesondere dann, wenn damit die Kosten eines flexiblen Renten-
alters für alle finanziert werden sollen.

4. Einführung einer zweckgebundenen nationalen Erbschaftssteuer
Die aktuellsten Untersuchungen zur Einkommens- und Vermögenssituation
der Haushalte belegen, dass die Gruppe der 55- bis 75-Jährigen wirtschaftlich
am besten gestellt ist. Für uns sollte deshalb der Gesichtspunkt der Generatio-
nensolidarität bei der Finanzierung der AHV eine grössere Rolle spielen. Wir
plädieren für die Einführung einer zweckgebundenen nationalen Erbschafts-
steuer. Entgegen der klassischen Theorie findet in zahlreichen Rentnerhaushal-
ten im Alter kein Vermögensverzehr (sog. «Entsparen») statt, das Gegenteil ist
vielmehr der Fall. Eine umgehende Einführung wäre ein Solidarbeitrag derer,
die entsprechende Vermögen erben und meist selbst schon im Rentenalter
sind. Dies würde die Erwerbstätigen entlasten und vergrösserte den Hand-
lungsspielraum, um die Rahmenbedingungen für junge Familien, Alleinerzie-
hende oder Alleinstehende zu bessern.

Der Bezug eines Erbes verdankt sich im Allgemeinen nicht dem Leistungsprin-
zip. Aus christlich-ethischer Perspektive gilt auch das Recht auf Eigentum nicht
absolut («Sozialpflichtigkeit des Eigentums»), so dass hier mit guten Argumen-
ten für einen sozialen (intergenerationell und intragenerationell) Ausgleich
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plädiert werden kann. Eine Erbschaftssteuer mit entsprechend hohen Frei-
beträgen, so dass kleine Vermögen nicht und mittlere Vermögen nur begrenzt
belastet werden (!), stellt u. E. einen sozialverträglichen Beitrag zur gerechte-
ren Gestaltung der Generationensolidarität dar.

5. Erhöhung der Mehrwertsteuer
Wie bereits dargelegt sehen wir für die Finanzlage der AHV in naher Zukunft
(bis 2015– 2020) keinen besonderen Handlungsbedarf, der sich rein aus dem
demografischen Wandel ergibt. Die sich danach ergebenden höheren Belas-
tungen, die nicht allein über ein Wirtschaftswachstum kompensiert werden
können, sollten u. E. über eine Erhöhung der MWST finanziert werden. Wann
es erforderlich sein wird, eine solche Erhöhung vorzunehmen, muss je nach
Fortgang der Wirtschaft von Fachleuten im Rahmen einer politischen Ausein-
andersetzung ermittelt werden. 

Die Erhöhung der MWST ist einer Erhöhung der Lohnprozente aus unserer
Sicht in jedem Fall vorzuziehen, weil Letztere die Erwerbsgeneration zusätzlich
belasten würde. Der Vorteil einer solchen Finanzierungslösung besteht in zwei
Punkten: Erstens belastet die MWST auch den Konsum der Rentnerinnen und
Rentner, so dass auch sie ihren Beitrag zur Finanzierung der sog. «Alterslast»
leisten. Die Einführung zusätzlicher MWST-Prozente wirkt für die Rentnergene-
ration wie eine Steuer auf ihren akkumulierten Kapitalstock und ihrem
Renteneinkommen, die ihren zukünftigen Konsum finanzieren. Zweitens
handelt es sich bei der Erhöhung der MWST um eine Lösung, die die künfti-
gen Generationen besserstellen würde. Angesichts der Einkommens- und Ver-
mögensverteilung zwischen den Generationen scheint dieser Vorschlag mehr
als gerechtfertigt und wäre angesichts der zunehmenden demografischen Last,
die jüngere Generationen zu tragen haben, ein Beitrag zur intergenerationel-
len Solidarität.

6. Einführung zweckgebundener Umweltsteuern
Eine zusätzliche Möglichkeit zur Finanzierung der AHV besteht unseres Erach-
tens in der Einführung zweckgebundener Umweltsteuern. Diese Finanzie-
rungsmöglichkeit könnte einerseits generell dazu benützt werden, über redu-
zierte AHV-Beiträge den Faktor Arbeit zu verbilligen und stattdessen den
Ressourcenverbrauch zu verteuern. Eine solche Lösung käme einem Strategie-
wechsel in der AHV-Finanzierung gleich.

Andererseits könnte dieses Instrument auch eingesetzt werden, um die Finan-
zierung der AHV in den Jahren mit grosser demografischer Belastung, also zwi-
schen 2025 und 2045, zu sichern. Nicht zuletzt mit Blick auf die notwendigen
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Korrekturen im Umweltbereich plädieren wir für die Lösung einer längerfris-
tigen Finanzierung, also im erstgenannten Sinn.

7. Entflechtung von AHV und IV
Die AHV ist heute über den AHV-Ausgleichsfonds mit der IV verknüpft. Daraus
erwachsen aktuell die grössten Belastungen für die AHV. Wir plädieren
deshalb für eine Entflechtung der Altersrisiken von den Risiken der Invalidität,
sprich der AHV von der IV, und begrüssen entsprechende Vorschläge in der
gegenwärtigen politischen Diskussion.

5.2.2 Empfehlungen für eine gerechtere Gestaltung der Altersvorsorge

1. Flexibilisierung des Rentenalters in beide Richtungen
Wir ziehen ein flexibles Rentenalter einer generellen Erhöhung des Renten-
alters vor. Dies legt sich nicht nur aus gerechtigkeitstheoretischen Überlegun-
gen nahe, sondern auch aus Gründen eines individualisierten Alterns. Ältere
Menschen sollten weder mit 62, noch mit 65, noch mit 67 in den Ruhestand
geschickt werden, sondern so lange arbeiten, wie es ihrer individuellen
gesundheitlichen Verfassung und Vorstellung von einem angemessenen
Lebensabend entspricht. Wir können uns durchaus vorstellen, dass Menschen
auch nach 67 noch arbeiten. Dafür braucht es einerseits entsprechende Anrei-
ze, sprich jemand, der länger arbeitet, muss daraus auch einen finanziellen
Vorteil in der späteren Rente haben. Und andererseits braucht es dafür ange-
messene und flexible Angebote von Seiten der Arbeitgeber und Unterneh-
men.

Ein sozialverträglich ausgestaltetes flexibles Rentenalter ist mit zusätzlichen
Kosten verbunden, sollen auch untere Einkommen davon Gebrauch machen
können. Die verschiedenen vorgeschlagenen Modelle hierzu gehen davon
aus, dass diese Kosten durch die Angleichung des gesetzlichen Rentenalters
der Frauen an das der Männer (was wir in diesem Sinne befürworten) weit-
gehend finanziert werden können.

2. Anhebung der Minimalrente
Die gesetzliche Funktion der AHV ist die Existenzsicherung im Alter. Dieses
Ziel konnte in der Vergangenheit allein mit der AHV nicht erreicht werden.
Erst in Kombination mit bedarfsabhängigen EL kann dieses Ziel erreicht wer-
den. Da die EL aber eher im Sinn einer «Holschuld» – im Unterschied zu den
Ansprüchen aus der AHV, die eher eine «Bringschuld» darstellen – zu verste-
hen sind, schlagen wir die Anhebung der Minimalrente in der AHV vor. Hier
ist anzumerken, dass nur jemand eine «volle» Minimalrente bezieht, wenn er
oder sie auch 44 Beitragsjahre vorweisen kann. Es handelt sich in diesem
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Falle also um Menschen, die ein langes Arbeitsleben hinter sich haben und auf-
grund eines geringen Erwerbseinkommens Anspruch auf eine entsprechend
geringe AHV-Rente haben. Sicher gibt es Fälle, die zusätzlich durch einen (gut
verdienenden) Ehepartner abgesichert sind, deren Zahl dürfte sich aber in
Grenzen halten. Eine Anhebung der Minimalrente in der AHV wäre für die
Übrigen ein Zeichen der Anerkennung und könnte den Bedarf an EL reduzie-
ren, wohl wissend, dass auch eine Maximalrente allein die Existenzsicherung
nicht gewährleisten kann.

3. Verbesserte Anwendung der Ergänzungsleistungen
Das Verfahren, eine ungenügende Absicherung im Alter mit bedarfsabhängi-
gen Ergänzungsleistungen zur AHV zu verbessern, hat den Vorteil, dass eine
Unterstützung angesichts begrenzter Ressourcen nicht via «Giesskannenprin-
zip» erfolgt, sondern die Frage der Bedürftigkeit geprüft werden muss. Da
dafür aber die Kantone zuständig sind, müssen EL separat vom AHV-Anspruch
beantragt werden. Dabei wird neben dem Haushaltseinkommen auch die Ver-
mögenssituation geprüft. 

Es gibt in der Literatur unterschiedliche Zahlen darüber, wie gross der Anteil
der Anspruchsberechtigten ist, die keinen Antrag stellen. Weil es hierbei
jedoch um die Existenzsicherung geht, sollte diesem Sachverhalt besondere
Aufmerksamkeit geschenkt werden. Vor diesem Hintergrund empfehlen wir,
die Klärung eines EL-Anspruchs möglichst transparent, verständlich und un-
bürokratisch vorzunehmen, so dass auch deutlich wird, dass darauf ein
Rechtsanspruch besteht.

4. Besteuerung und Anpassung der Renten
Im Sinne einer Stärkung der AHV als Existenzsicherung ist die Steuerbefreiung
des Existenzminimums anzustreben. Untere Renteneinkommen werden
dadurch spürbar entlastet und die Existenzsicherungsfunktion der AHV ver-
bessert.
Die Aufhebung des Mischindex bzw. eine verzögerte Anpassung der AHV-Ren-
ten an die Lohn- und Preisentwicklung als Elemente zur Sanierung der AHV
würden gerade die unteren Renteneinkommen unverhältnismässig stark
treffen. Die dadurch grösser werdende Lücke zwischen der Entwicklung der
realen Arbeits- und AHV-Renteneinkommen würde gerade diejenigen treffen,
die am meisten auf die AHV in der Altersvorsorge angewiesen sind.
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Mitglieder der Arbeitsgruppe «Altersvorsorge» von Justitia et Pax

Georg Goetz
Rudolf Hofer
Dr. Carlo Knöpfel

Justitia et Pax

Die Schweizerische Nationalkommission Justitia et Pax ist eine Stabskommissi-
on der Schweizer Bischofskonferenz. Sie befasst sich schwerpunktmässig mit
sozialen, politischen und wirtschaftlichen Fragen.

Aus ihrem Selbstverständnis heraus steht der Mensch in Rückbindung an un-
sere biblische und menschenrechtliche Tradition im Zentrum der Überlegun-
gen. Konkret geht es um die Würde und das Wohl jedes einzelnen Menschen
und zugleich um ein gedeihliches Zusammenleben und den sozialen Zusam-
menhalt in einer Gesellschaft. Justitia et Pax orientiert sich bei ihren Überle-
gungen also daran, was dem Menschen gerecht wird. Im Blick sind dabei so-
wohl der einzelne Mensch als auch alle Ebenen von Beziehungsgeflechten, in
denen er bzw. sie lebt. Die Vorgabe, auf die Würde und das Wohl jedes einzel-
nen Menschen zu achten, erfordert, dass die Situation der am meisten Benach-
teiligten besondere Berücksichtigung erfährt. Das ist nicht nur gut biblisch,
sondern auch in unserer Bundesverfassung so verankert.
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